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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wettbewerb

Auf Antrag seiner vorberatenden Rechtskommission folgte der Ständerat im Sommer
2022 den Modifikationen des Nationalrats und stimmte in der Gesamtabstimmung der
UWG-Revision zur Unterbindung von Preisbindungsklauseln von Online-
Buchungsplattformbetreibenden gegenüber Beherbergungsstätten mit 38 zu 7
Stimmen zu. Damit soll das bestehende Verbot von weiten Preisparitätsklauseln nicht
nur durch ein Verbot von engen Preisparitätsklauseln ergänzt werden, wie es der
Bundesrat vorgeschlagen hatte, sondern auch durch ein Verbot von sogenannten
Angebots- und Konditionenparitätsklauseln. Der Ständerat wollte damit Schweizer
Beherbergungsbetriebe vor missbräuchlicher Marktmacht von grossen Online-
Plattformen schützen. Zudem verwiesen die befürwortenden Stimmen wie
beispielsweise Pirmin Bischof (mitte, SO) auf das umliegende Ausland, wo solche
«Knebelverträge» ebenfalls untersagt seien. Andrea Caroni (fdp, AR) und Ruedi Noser
(fdp, ZH) argumentierten vergeblich dagegen, dass die Online-Plattformen wertvolle
Dienstleistungen anböten, man nicht für eine einzelne Branche Ausnahmen machen
und der Staat nicht in den freien Markt eingreifen dürfe. Dieser Argumentation
schlossen sich Vertreter der FDP und der SVP an, die in der Gesamtabstimmung gegen
die Gesetzesanpassung votierten, aber deutlich unterlagen. In der Folge schrieb die
kleine Kammer die Motion Bischof (Mo. 16.3902) ab.
Der Ständerat winkte die Gesetzesanpassung in der Schlussabstimmung in derselben
Session mit 38 zu 7 Stimmen deutlich durch. Gegen die Änderung sprachen sich
vorwiegend Vertreter der FDP-Fraktion aus, die bereits im Vorfeld das Eingreifen des
Staates in die Wirtschaftsfreiheit einer einzelnen Branche kritisiert hatten. Der
Nationalrat hiess die Vorlage in der Schlussabstimmung gleichentags mit 116 zu 78
Stimmen bei 2 Enthaltungen ebenfalls gut. Dagegen sprachen sich hier Mehrheiten der
SVP-, der FDP- und der GLP-Fraktionen aus. Wie die Medien schrieben, habe das
Parlament mit dieser «Lex Booking» – mit Verweis auf booking.com, den Platzhirsch
unter den Online-Buchungsplattformen – das «Ende der Knebelverträge» beschlossen.
Ob mit der Massnahme tiefere Preise für die Konsumentinnen und Konsumenten erzielt
werden könnten, sei gemäss der Aargauer Zeitung umstritten. Zufrieden zeigte sich in
derselben Zeitung der Unternehmerverband Hotelleriesuisse, weil
Beherbergungsbetriebe dank des Gesetzes mehr Freiheiten in der Preisgestaltung
zurückbekämen. 1
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1) AB NR, 2022, S. 1337; AB SR, 2022, S. 413 ff.; AB SR, 2022, S. 634; BBl 2022 1567; Medienmitteilung RK-SR vom 29.3.22; AZ,
CdT, LT, Lib, 9.6.22

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.23 1


